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^Parteitag der 
^Deutschlands 
** bis 28. Oktober 1992 
,B Düsseldorf 

Wir gewinnen 
mit Europa 

SSBhard Sälzer: 

S^mut Kohl hat 
Jh Vertrag von 
<lie,perstvierJahreher'daß 

sch  
üroPäische Gemein- 

stec.   ,n e«ner tiefen Krise 
derl   Drei Gipfeltreffen 
chef        "und Regierungs- 
8eschWaren ergebnislos 

Hau 
eitert- Wir waren in den 

Eü 
ptstadten dieser Welt als 

Einfl
pa abgemeldet. Unser 

War IU?lnder Weltpolitik 
auf Null gesunken. 

den Grundstein für 
Maastricht gelegt 

Meine Damen und Herren, Sie 
haben es vielleicht vergessen: 
Es war damals der deutsche 
Bundeskanzler, der als Vorsit- 
zender des EG-Gipfels am 
12. Februar 1988 nicht nur die 
Krise gemeistert hat, sondern 
auch mutig im Sinne seiner 
europäischen Vision den 
Grundstein für die Einheitli- 
che Europäische Akte gelegt 

und damit den Weg für 
Maastricht geebnet hat. 
Jacques Delors hat damals 
öffentlich formuliert: Dieser 
deutsche Kanzler hat in 
einem halben Jahr für die 
europäische Einheit mehr 
getan als alle anderen. 
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Kontinent der offenen 
Grenzen, der guten 
Nachbarschaft und der 
Freundschaft Aus der Europa-Ftede 

des Bundeskanzlers^ 

„Europa ist für Deutschland 
eine Schicksalsfrage. Als 
Land in der Mitte unseres 
Kontinents haben wir mehr 
Grenzen und Nachbarn als 
alle anderen. Unsere natio- 
nale Zukunft ist daher mit der 
Entwicklung des übrigen 
Europa aufs engste verknüpft. 
Es kann und darf uns daher 
nicht gleichgültig sein, wel- 
chen Weg Europa geht — ob 
es sich unwiderruflich auf 
den politischen und wirt- 
schaftlichen Zusammen- 
schluß festlegt — oder ob es 
erneut in nationale Rivalitä- 
ten früherer Zeiten zurück- 
fällt. Dies ist in Wahrheit die 
Kernfrage der derzeitigen 
Diskussion über den Vertrag 
von Maastricht! Wenn wir 
jetzt nicht die Europäische 
Union schaffen, versagen wir 
vor der Zukunft." 
So begann Bundeskanzler 
Helmut Kohl seine Rede auf 
dem Europatag des CDU- 
Bundesparteitages. Und er 
fuhr warnend fort: „Ich wage 
die Behauptung: Wenn der 
Vertrag von Maastricht nicht 

in Kraft tritt und wir auf dem 
Weg nach Europa zurückge- 
worfen werden, dann dauert 
es länger als eine Generation, 
bis wir erneut eine solche 
Chance erhalten. Wir würden 
zugleich Gefahr laufen, daß 
Europa von seiner unseligen 
Vergangenheit eingeholt 
wird." 

Keine Alternative 
Niemand soll glauben, das 
Gespenst des Nationalismus 
in Europa sei endgültig tot 
oder nur noch auf dem Bal- 
kan zu Hause. Der Kanzler 
bezweifelt, daß die bösen Gei- 
ster der Vergangenheit ein für 
allemal gebannt sind. Schon 
heute zeichne sich im Osten 
des europäischen Kontinents 
teilweise eine Rückkehr zu 

zu 
nationalistischem Denke" 
Intoleranz, ja zu Chauvio'5' 
mus ab. 
Deutschlands Antwort da* 
ist klar: Die zweite deutsC r 
Republik setzt endgültig* 
den immer engeren Zv&   . 
menschluß der europäisc" 
Völker und Nationen. D*2 

gibt es keine vernünftige 

Alternative. 
Helmut Kohl wies in sei^f. 
programmatischen Rede.  j,e 
auf hin, daß das Europa'^ 
Einigungswerk nicht nur 
wirtschaftliche, sondern 
allem auch eine pol"tisC   v0fl 
Zielsetzung hat: „Es g'ng

p0|i 
Anfang an immer um oie* 
tische Einigung Europa5 • 
Alles, was bisher wirtsch3 

lieh erreicht worden sei 

Wer schon eine Papierallergie hat, der 
beim Thema Europa besser nicht mehr rffl   (, 

kompliz0 
chen. Papiere haben wir genug. Gefragt s 
mehrt   einfache   Antworten    für 
Zusammenhänge.* 
Hedwig Keppelhoff-Wiechert 
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wer?
e auf Dauer nur bewahrt 

tiSch
en'wenn es auch poli- 

Kohl
8esichert sei. Helmut 

ist nü "}^ine Wirtschaftsunion 
sich r   ^ensfähig, wenn sie 
stfit,aUf eine Politische Union 
D 

2en kann." 

KeL^fnzler nannte fünf 
ter v     mente des Maastrich- 
ft

Vertrages: 

ein ^nweise Entwicklung 
%o. lrtschafts- und Wäh- 
t>ünion. 
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eige —and kann seine 
tätau

e
f ^

irtschaftliche Stabili- 
se^ °5Uer nur sichern und 
fenj w 

W°hlstand nur bewah- 
re] ejCnn in Europa mit dem 
schaf.ner 8emeinsamen Wirt- 
'iime8' Und Währungspolitik 
Wt e.n8er zusammengear- 
Vi ,   Wlrd. e'e u 
Heln»üt tnschen fragen'so 

«Ur0n... Koh>, ob die künftige 
bi|  Pasche Währung so Sta- 
be, je" Wlrd wJe die D-Mark. 
Wirj^'er:,,Deshalb haben 
Set*t dTifastricnt durchge- 
Mlschi  W?e künft»ge euro" 
^abiij...     nrung eine sichere 
Und   lats8rundlage erhält." 
'nsC?Uer: "Dazu gehören 
.       0ndere die Unabhän- 

Bundeskanzler Helmut Kohl: Die CDU ist und bleibt die Europa- 
Partei in Deutschland. 

gigkeit der künftigen Europäi- 
schen Zentralbank, ihre 
uneingeschränkte Verpflich- 
tung auf das Ziel der Geld- 
wertstabilität sowie eine 
streng auf Stabilität ausge- 
richtete Haushaltspolitik in 
allen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft. Jedes Land 
muß zudem dafür sorgen, daß 
seine wichtigsten volkswirt- 
schaftlichen Daten — also: 

Inflationsrate, Zinsen und 
Staatsverschuldung — die 
vorgegebenen strengen Krite- 
rien des Vertrages erfüllen. 
Eine Aufweichung der ver- 
bindlich festgelegten Stabili- 
tätskriterien kann und wird es 
mit uns nicht geben! Nur wer 
diese Kriterien erfüllt und 
damit den Beweis für eine 
solide Wirtschafts- und 
Finanzpolitik erbracht hat, 

pannes 
^ten Datenschutz darf nicht Täterschutz sein 
den w

achhinken hinter 
i   ' Möglichkeiten des 

«hen uiona,en Verbre- 
iin*   bezeichnete der 
ehe/?0litische Spre- 
(^derCDU/CSU- 
ster  !?

n> Johannes Ger- 
Pas?     Vorhaben Euro- 

V^J11" Kriminalitätsbe- 

kämpfung. Europol sei 
notwendig, aber es sei 
ebenso wichtig, zu 
einem europäischen 
Datenschutz zu kom- 
men, bei dem klar sei, 
daß die Rettung unserer 
Jugend vor Rauschgift 
und die Sicherung unse- 

rer Bevölkerung vor 
skrupellosen Straftätern 
im Einzelfall Vorrang 
vor dem Datenschutz 
habe. 
In Teilbereichen sei in 
Deutschland der Daten- 
schutz zum Täterschutz 
geworden. 



Seite 4 34/1992 

kann in die Endstufe der 
Wirtschafts- und Währungs- 
union eintreten. Wir halten 
daran fest, daß die künftige 
Europäische Zentralbank 
ihren Sitz in Deutschland hat. 
Frankfurt am Main ist hierfür 
der geeignete Ort. 

© Innere Sicherheit: Immer 
mehr Menschen machen sich 
große Sorgen wegen der Aus- 
breitung des organisierten 
Verbrechens und der interna- 
tionalen Drogenmafia. In 
Maastricht habe ich mich des- 
halb erfolgreich dafür einge- 
setzt, daß eine europäische 
Polizeiorganisation geschaf- 
fen wird. Mit EUROPOL wer- 
den wir gemeinsam und ent- 
schlossen den Kampf gegen 
die internationale Bandenkri- 
minalität führen. 

© Wir haben in Maastricht 
ferner die dringend notwen- 
dige Verbesserung der Zusam- 
menarbeit im Umweltschutz 
beschlossen. Auch bei unse- 
ren Partnern ist in den ver- 
gangenen Jahren das Bewußt- 
sein für die herausragende 
Bedeutung dieser Zukunfts- 
aufgabe gewachsen. 

O In Maastricht haben wir 
trotz der Zurückhaltung vieler 
auch Fortschritte bei der Ver- 
stärkung der demokratischen 
Kontrolle von Kommission 
und Rat durch das Europäi- 
sche Parlament erreicht. Wir 
werden aber noch viel Über- 
zeugungsarbeit leisten müs- 
sen, um das Demokratiedefi- 
zit in Europa abzubauen und 
zu beseitigen. Daher gilt es, 
möglichst zügig die Rechte 
und Kompetenzen des Euro- 

päischen Parlaments wesent- 
lich weiter auszubauen. 
Zugleich müssen wir auch die 
nationalen Parlamente stärker 
in die Europapolitik einbezie- 
hen. Darüber hinaus sollten 
auch das Europäische Parla- 
ment und die nationalen Par- 
lamente enger als bisher 
zusammenarbeiten. 

© Die Entwicklung einer 
gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik ist eine exi- 
stentielle Frage. Der Krieg im 
früheren Jugoslawien, aber 
auch die Krisenherde in ande- 
ren Teilen Ost- und Südosteu- 
ropas machen mehr als deut- 
lich, daß nur eine gemein- 

Wilfried Martens: 

di^ 

same Politik uns vor Instab' 
tat bewahren kann. Dabei i* 
im Hinblick auf Sicherheit. 
und Verteidigung für uns 
Atlantische Allianz, der eng 
Schulterschluß mit unseren 
Freunden und Partnern in 
Nordamerika, unverzichtba' 
Bundeskanzler Helmut Ko ^ 
stellte fest, es gebe noch v'e 

Mißverständnisse, Unsich« 
heiten, ja Vorbehalte und 
Ängste im Hinblick auf de* 
Maastrichter Vertrag selbst ^ 
wie auch gegenüber der t 
papolitik insgesamt. 
Helmut Kohl: „Es ist wahr- 
viele Menschen befürchte  ^ 
ein zentralistisches Europ • 

Erfolg auch vor eigenen 
Mitgliedern verteidigen 
Gegen eine gegenläufige 
Stimmung, „die sich in allen 
unseren Ländern breitge- 
macht hat", müsse jetzt der 
Europa-Erfolg verteidigt wer- 
den, sagte in einer Gruß- 
adresse auf dem Bundespar- 
teitag der Präsident der Euro- 
päischen Volkspartei, Wil- 
fried Martens. Das geht „lei- 
der auch" in die eigene Wäh- 
lerschaft und gilt hier und 
dort auch für die eigenen Mit- 
glieder. Martens sagte, diese 
Stimmung mache sich in den 
verschiedenen Ländern an 
verschiedenen Punkten fest. 
Darin komme zum Ausdruck, 
daß es mit Europa nun ernst, 
weil konkret wird. 

Martens: „Die Menscno ^ 
gen nun an, zu verstehen. 
Europa sie auch selbst u 
ganz unmittelbar betritt • 

Am Erfolg festhalten 
Der EVP-Präsident beto 
daß die christlich-dem 
sehe Bewegung verlöre"^ 
wenn sie jetzt der popu 

sehen Versuchung eT}-&en 
und in das Horn derjen * 
blasen würde, die all*s.ßstirfl' 
um die entstandene Mi  ^ 
mung gegen die von un      „ 
guten Gründen und m» » ^ 
Erfolgen betriebene V° 
der Einigung Europas        $ 
instrumentalisieren. 
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ej
fragen: Werden wir in 
vem Meinten Europa i 
lösche, Italiener oder 

Cin      c~"- »»ciucii wii in 
D em Greinten Europa noch 
F Utsche, Italiener oder 

anzosen sein? Meine Ant- 

Peter Kittelmann: 

Vert 
Und die Antwort des 

klar.
r^s von Maastricht sind 

rer j,    "r bleiben fest in unse- 
WirV~ei.matregion verwurzelt, 
ner 

Dle'ben Deutsche, Italie- 
sind

Und Franzosen — und wir 
Es   

2u8leich Europäer." 
seh!? notwendig, den Men- 
iahe

n mehr noch als bisher 

fürsi
2ubringen, daß Europa 

für ej    aist- Maastricht stehe 
biirg   dem°kratisches und 
natio

ern,ahes Eur°Pa, das die 
türal|    

e Identität und Kul- 
ihrer &   Mit8liedstaaten und 
Der K

Ke8'°nen achte. 
siCh |anzler sagte, er wehre 
gege„ Jerdings entschieden 
rePubixersUche' die Bundes- 
\n s 

Ik Deutschland in eine 
dein. aj*tenbund umzuwan- 
bleib' "Deutschland ist und »leib,  •   Ulbcn|ana ist 
.       e'n Bundesstaat! 

Europa offensiv vertreten 
Unumwunden müsse zugege- 
ben werden, daß es bei der 
Information über Europa Ver- 
säumnisse gegeben habe. Die 
Politik habe zu sehr einer 
undifferenzierten, weil unre- 
flektierten Europastimmung 
vertraut. Das sei ein Trug- 
schluß, sagte der Berliner 
Bundestagsabgeordnete Peter 
KJttelmann, denn Positionen, 
die einer soliden Begründung 
entbehren, würden schnell ins 
Gegenteil umschlagen, da sie 
manipulierbar seien. 

Kittelmann sagte, Öffentlich- 
keitsarbeit in Sachen Europa 
sei schwierig. 

Aber: „Wir sehen draußen an 
dem hervorragenden Material 

und an dem, was Sie auf den 
Tischen finden, daß die häu- 
fig aufgestellte Behauptung: 
,Wir haben kein Material' ein- 
fach falsch ist. Am Material 
liegt es nicht; es liegt an der 
Notwendigkeit, die Kraft zu 
haben, Politik auch dort 
umzusetzen, wo die Ohren 
teilweise mit anderen Proble- 
men verstopft sind." 
Peter Kittelmann zu den 
Delegierten: „Wir müssen 
Europa offensiv thematisie- 
ren. Deswegen freue ich mich 
darüber, wenn es auf unseren 
Plakaten heißt: ,Die CDU, 
die deutsche Europapartei. 
Wir machen uns stark für 
Europa', oder aber wie hier: 
,Wir gewinnen mit Europa'." 

en Dßutsche, Italiener und Franzosen — und wir sind zugleich Europäer. 
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Horst Köhler: 

Wir müssen die Ängste ernst nehmen 
Der Staatssekretär im Bun- 
desministerium der Finanzen, 
Horst Köhler, gab in seinem 
Einführungsreferat einen 
Überblick über die Vorausset- 
zungen für eine europäische 
Stabilitätsgemeinschaft. 

Erstens. Der Vorrang für den 
Stabilitätsauftrag und die 
Unabhängigkeit der europäi- 
schen Zentralbank sind klarer 
formuliert als in jedem ande- 
ren Notenbankstatut — auch 
dem der Deutschen Bundes- 
bank. 

Zweitens. Die Teilnahme an 
der Währungsunion wird von 
der Erfüllung objektiv meßba- 
rer Stabilitätskriterien — 
Preis- und Wechselkursstabi- 
lität, Haushaltsdisziplin und 
der Angleichung der Zinsen 
— abhängig gemacht. 
Drittens. Die Wirtschaftspoli- 
tik aller Mitgliedsstaaten wird 
auf den — ich zitiere aus dem 
Vertrag — Grundsatz einer 
offenen Marktwirtschaft mit 
freiem Wettbewerb verpflich- 
tet. Mit dieser Konzeption 
und mit diesem Vertragswerk 
entstehen in Europa für einen 
Wirtschaftsraum, meine 
Damen und Herren, von 340 
Millionen Menschen langfri- 
stig kalkulierbare Planungs- 
grundlagen und damit gün- 
stige Rahmenbedingungen für 
Investitionen und Arbeits- 
plätze, und zwar auf der 
Grundlage eines ordnungspo- 
litischen Konzepts, das unse- 
ren Vorstellungen von Markt- 

wirtschaft und Sozialer 
Marktwirtschaft entspricht. 
Man kann nicht, so Horst 
Köhler, überrascht sein, daß 
das Ergebnis von Maastricht 
eine kritische Diskussion aus- 
gelöst hat, die Sorgen und 
tiefsitzende Ängste offenbart. 
„Wir müssen diese Ängste 
ernst nehmen. Tatsächlich 
verlangt die Entscheidung 
von Maastricht den Men- 
schen viel ab; dies in einer 
Zeit, wo sie ohnehin vieles zu 
bewältigen haben." 

Wir springen nicht ins 
kalte Wässer, sondern 
wachsen in die 
Währungsunion hinein. 

Vor allem bedeutet die Schaf- 
fung der europäischen Zen- 
tralbank nicht mehr und nicht 
weniger, als daß die Verant- 
wortung für den Geldwert bei 
uns an eine europäische Wäh- 
rungsbehörde abgegeben 
wird, die sich ihr Vertrauens- 
kapital, das ist wahr, erst 
noch erwerben und erarbeiten 
muß. Es ist schon häufig 
gesagt worden, und das ist 
absolut richtig: Währungsfra- 
gen sind immer auch Vertrau- 
ensfragen. Deshalb müssen 
wir mit diesem Gut, mit dem 
Thema Währung, so sorgsam 
umgehen. Wir wissen das in 
Deutschland besonders gut, 
weil wir zwei Währungs- 
schnitte in diesem Jahrhun- 
dert erleben haben und weil 

wir letztlich zum Positiven 
erfahren haben, daß die V- 
Mark zum Symbol für wirt- 
schaftlichen Aufstieg und 
internationales Ansehen 
geworden ist. 

Nach dem ganz überwiege0'^ 
den Kommentar der Sachve 
ständigen ist es Deutschla" 
in den Verhandlungen ge'u 

gen, die vertraglichen und 
institutionellen Grundlage0 

für eine harte europäische 
Währung durchzusetzen- 

Wird dieses Vertragswerk 
auch mit konkretem Stab»'' 
tätsieben erfüllt? Ein bel»^ 
tes Argument ist ja, daß d> ., 
Währungsunion zwar g»1 p 
gehandelt worden sei, daß 
aber das Gegenlager auf" 
politischen Ebene fehle- 
halte dieses Argument mc 

für tragfähig. 
Wir haben diese Sorge ab* 
einbezogen und in das * 
tragswerk der Wirtschaft^, 
und Währungsunion — s ___ 
sagen für sich genommen ^ 
Regelkreise eingebaut, d» 
uns ermöglichen, die S,c 

heit einer europäischen 
ten Währung zu gewähre 
sten. Wir springen in        . 
Deutschland und in EuroP 
mit der Wirtschafts- und   ^ 
Währungsunion also mc ^ 
kalte Wasser oder liefern

ofl. 
anonymen Kräften aus, s•    „ 
dern wir wachsen durch 
Stufenprozeß der Einüb» 
und Qualifizierung in dl     $ 
Währungsunion hinein- 
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ig von Maastricht 

Entscheidend ist die Praxis 
u^ bedeutet Politische 
Sa8tedV°n EuroPa? Dazu 

tiete v er **undestagsabgeord- 
Dei   .rl Lamers vor den 

Unin Crten: Die Politische 

von u Wie sie der Vertrag 
Sum      Stricht wU1» soU 

befäJ?a dort zum Handeln 
Staat       'Wo die National" 
Uße

en nicht mehr in der 
Met, Smd'ihre inneren Pro- 
Send 

u°d die auf sie eindrin- 
ge: en Herausforderungen 
öie'S ^meistern. 
Schr»? che Union ist ein 

der ln;auf eine neue Ebene 
Dilation. 
iati0n , schaft hat längst die 
8esPre tHchen Grenzen 
^olge 

ngt- Die ökologischen 
schen

n Unserer technologi- 
°hneh-  Vl|isation tun es 
chen i'n:.Selbst das Verbre- 
nn r, Ubernational organi- 
Inne'n.*a? klassische Feld der 
- ,enPolitik, - 

berh*t,ist 
Sich

e
e

nP°Htik, die innere 
V°n auffU'1St immer stärker 
und d 

üen bedroht. Das Asyl- 
sind k 

S FlüchtlingsprobIem 
niehr  >o nationales Problem 
lches p

ndern ein europäi- 
Öies^

r
K°blem. 

[W. Nationalen Ver- 
ncJern HCn' S0 Karl Lamers, 

d'e evi„   e Nationalstaaten, 
V'^ntiellen Probleme 
Rahme^

ellschaften in ihrem 
Npäis

2,ulösen. Hier sei der 
e>Anh. e Einignngsprozeß 
Sen     0rtauf die realen 
berE

nunsererZeit. 
^'ehc^^gsprozeß voll- 

: Lamers, in gewis- 

M^m Karl Lamers: 
Die Politische 
Union ist ein 
Schritt auf 
eine neue 
Ebene der 
europäischen 
Integration. 

ser Weise nur nach, was 
längst Wirklichkeit geworden 
sei. Diese gemeinsame euro- 
päische, ja zum Teil gemein- 
same globale Wirklichkeit ist 
das Werk unseres Denkens, 
Handelns und Wirtschaftens, 
unserer Art des Lebens, das 
heißt unserer Zivilisation. 

Mehr als Geld 
Entscheidend für die Akzep- 
tanz Europas durch die Bür- 
ger werden die konkreten 
Erfolge des Vertrages von 
Maastricht sein. Dieser Ver- 
trag hat ohne jeden Zweifel 
erhebliche Mängel. Auch die 
einheitliche Europäische Akte 
hatte erhebliche Mängel, sie 
war aber doch die Grundlage 
für erhebliche Fortschritte bis 
hin zum Binnenmarkt, den 
wir entgegen aller Skepsis ab 
1. Januar nächsten Jahres 
haben. So wird es auch bei 
dem Vertrag von Maastricht 

sein: Entscheidend ist die 
Praxis. 
Die Politische Union ist aber 
mehr als Geld und Wirtschaft. 
Die Politische Union ist der 
konkreteste und weitreichend- 
ste Ausdruck der EG von 
einem anderen Verhältnis der 
Völker zueinander, bei dem 
anstatt des Gegeneinanders 
das Miteinander, an Stelle der 
Rivalität die Kooperation als 
leitendes Prinzip institutionell 
verankert ist. 

Deutschland muß der stärkste 
Föderator Europas sein, 
damit es zu dessen ruhiger 
Mitte wird. Das ist die euro- 
päische Berufung Deutsch- 
lands, der sich die Christlich 
Demokratische Union und 
alle ihre Vorsitzenden, vor 
allen Dingen ihr erster Vorsit- 
zender Konrad Adenauer und 
der jetzige Vorsitzende Hel- 
mut Kohl, stets bewußt gewe- 
sen sind. • 
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Elmar Brok: 

Wir treten ein für ein soziales und 
arbeitnehmerfreundliches Europa 
Als ein soziales Programm 
schon für sich hat der Euro- 
paabgeordnete und Vorsit- 
zende des Bundesfachaus- 
schusses Europapolitik, 
Elmar Brok, den Europäi- 
schen Binnenmarkt ab 
1. Januar 1993 bezeichnet, der 
jetzt schon mit seinen zusätz- 
lichen Wachstumsfaktoren 
viele Millionen von Arbeits- 
plätzen geschaffen habe. 

Soziale Dimension 
Trotzdem gibt es in weiten 
Bereichen der europäischen 
Sozialpolitik einen erhebli- 
chen Mangel an Regelungen, 
der auf Dauer zu einer uner- 
träglichen Schieflage führt. 
Elmar Brok fordert deshalb 
die „Errichtung der sozialen 
Dimension", für die Maas- 
tricht das Instrumentarium 
gebe. 
Es ist deshalb selbstverständ- 
lich, daß das einige Europa 
ein soziales und arbeitneh- 
merfreundliches Europa sein 
müsse; aber es muß darüber 
hinaus auch ein freundliches 
Europa für alle Bürger sein. 
Wichtig zum Beispiel in die- 
sem Zusammenhang: Das 
Betriebsverfassungsgesetz 
darf nicht dadurch ausge- 
höhlt werden, daß es de facto 
nicht mehr gilt, wenn die 
Muttergesellschaft außerhalb 
Deutschlands sitzt. Elmar 

Elmar Brok: Es wird sogar 
gelingen, mehr soziale Rechte 
in anderen Mitgliedsländern 
durchzusetzen. 

Brok: Es muß ein europäi- 
scher Betriebsrat entspre- 
chend den Vorlagen der EG- 
Kommission eingerichtet wer- 
den — aber so, daß die 
Kosten dafür nicht von jedem 
mittelständischen Unterneh- 
men getragen werden müssen. 
Es dürfe auch nicht dazu 
kommen, daß die Mitbestim- 
mung, die Informations- und 
Anhörungsrechte der Arbeit- 
nehmer, daß die Arbeitneh- 
merrechte, die die soziale 
Partnerschaft ausmachen, 
„über Europa beseitigt" wer- 
den. Im Gegenteil: Über eine 
Politik der Mindeststandards 
werde es sogar gelingen, mehr 

oll 

soziale Rechte in anderen 
Mitgliedsländern durchzuse' 
zen. Damit wird, auch wen 
diese Verbesserungen uns 
Niveau nicht erreichen, ei 
schmerzhafte Wettbewerbs- 
lücke verringert. 
Damit es ganz klar ist: Es 
keinesfalls das englische 
Gesundheitssystem oder ° 
italienische Rentensystem 
uns eingeführt werden. Es 

wird auch keinen Sozialt0 

rismus der Spanier nach 
Deutschland geben, die s> 
hier ihr Gebiß werden 
machen lassen. 

icht- 
Gegen Mißbrauch 
Und eine Freizügigkeitsf* 
linie für Nichterwerbstätig 
wird dafür sorgen, daß z-    f 
ein italienischer Rentner    . 

\Vl'w 

de' 
dann nach Deutschland 
ziehen können, wenn er 
deutschen Sozialhilfe ni°bt 

zur Last fällt. .:(}. 
Auch Möglichkeiten des 
u.„..„u„Ji: A„ A,h*itsl°sen 
brauchs bei der Arbeits 
Unterstützung, wie sie 0 
Gerüchten immer wieder 
beschrieben werden, sin ind»^ 

di« geschlossen. Wir wollen 
Rahmenbedingungen,,n ßeri 
halb derer alle gleicher»"^ 
am Wettbewerb teilne 
auch als sozialpolitisch ^ 
umweltpolitische Beding. 
gen, wo es sinnvoll ist 
paweit festschreiben. 
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Eggert: 

..me Bekämpfung der Kriminalität 
* ein einzelnes Land fast unmöglich 
Staajf? der europäischen 

das weitere Zusammen- 
J^sen 

Einj   n Und die europäische 

nebe
Ung e'n Prozeß ist' der 

auch  Posifiven natürlich 
hat, w e8ative Auswirkungen 
Sa4s

erde gerade im Freistaat 
lieh HCn SchlagHchtartig deut- 
Her' 

e"n gerade hier hat die 
Struk"Sblldung mafioser 
la|e g

Uren durch internatio- 
ö6(jr ,anden ein besonders 

"Sm     es Ausmaß ange- 

Mi * erleichtert 
"ete d^Ser Feststellung eröff- 
1ister J sächsische Innenmi- 
Th^^e'nz Eggert das 
tiitnj n

8.renzurjerschreitender 
Vn jf^ätsentwicklung und 
Abe   ßekämpfung. 

sche E-'Cht nur die europäi- 
d'ep0lv

8Ung. sondern auch 
S*HjnJ!1Schen Veränderun- 
\aufeUropa mit dem 
GW     mals strenger 
^ßa„rntrollen haben den 
Sc|>enI1L:ZUln bundesdeut- 

tjf'jkt erleichtert 
"*re u!t,    nicht reali 
^C°gUchkeiten für 

en ü       uunaesaeut- 
Situa

L
rkt erleichtert und 

sher r 
glichl 

»ell^ftäter und krimi- 
.?eStra i 

Öie j.ü ^PPierungen eröffnet. 

Spa"!!'86 Entw>cklung in 
%niSat

at d,e kriminellen 
a«laR,     en lä"gst dazu 

Surich,hre Logistik neu 
ne PrP I

6" und neugewon- 
nenen sowie die 

Heinz Eggert: Wir kommen um eine europäische Sicherheitspart- 
nerschaft nicht herum. 

noch unzureichend stabili- 
sierte Ordnung in Osteuropa 
gezielt auszunutzen. 
Eggert: Große Mengen 
sichergestellten Heroins an 
den Grenzübergängen zur 
CSFR belegen — um nur ein 
Beispiel zu nennen — die 
wachsende Bedeutung dieses 
Landes als Transitland für die 
sogenannte nordöstliche 
Balkanroute. 

Neue Gefahren 
Mit mehr als 63.000 Fahn- 
dungsnotierungen sind die 
diesjährigen Vergleichszahlen 

gestohlener Personenkraftwa- 
gen gegenüber dem ersten 
Halbjahr 1991 um 80 Prozent 
überschritten. 
Ganz neuer Gefährdungs- 
aspekt: die illegalen Ange- 
bote von radioaktivem Mate- 
rial. Allein im ersten Halbjahr 
1992 wurden in der Bundesre- 
publik Deutschland insge- 
samt 32 Uranpellets mit 
einem Gewicht von 1,2 kg 
sichergestellt. 
Heinz Eggert: Das alles 
macht eine Sicherheitspart- 
nerschaft in Europa nötig mit 
kurzen, wirksamen Rechtshil- 
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fewegen. In Hinsicht auf die 
weitere Entwicklung in 
Europa ist ein unbürokrati- 
scher — darauf lege ich ganz 
großen Wert — Direktverkehr 
zwischen den Sicherheitsbe- 
hörden nötig. 

Es könne und dürfe doch 
nicht sein, daß bei der Verfol- 
gung eines Verbrechers an der 
Grenze für die Polizei Schluß 
ist. Und es ist unbegreiflich, 
daß ein deutscher Polizeibe- 
amter gegen das Datenschutz- 
gesetz verstoßen kann, nur 
weil er seinen tschechischen 
Kollegen auf der anderen 
Seite per Telefon über einen 
Verbrecher informiert. 

EUROPOL 
Aus allem ergibt sich die 
wichtige Erkenntnis, daß eine 
wirksame Bekämpfung der 
Kriminalität in Europa für ein 
einzelnes Land nicht mehr 
möglich ist. Die Errichtung 
einer europäischen Polizeibe- 
hörde EUROPOL ist deshalb 
ein Ausweg aus dieser nicht 
mehr zeitgerechten Situation. 

Zur Kontrolle der Ausübung 
hoheitlicher Befugnisse sollte 
EUROPOL allerdings einem 
Organ des Europäischen Par- 
laments als Aufsichtsgremium 
unterstellt werden. 

Heinz Eggert: Wir werden 
unserer Verantwortung, die 
Bevölkerung wirksam vor 
Straftaten zu schützen, nicht 
gerecht, wenn wir dem inter- 
national zusammenarbeiten- 
den Verbrechertum nicht end- 
lich eine zwischen- und über- 
staatliche Zusammenarbeit 
der Strafverfolgungsorgane 
entgegensetzen. • 

SSL: Den massenhafte* 
Mißbrauch des Asylrecltf 
jetzt endlich stoppen  1 
Wer nicht will, daß Extremi- 
sten von der dramatischen 
Zuspitzung der Asylfrage pro- 
fitieren, muß für eine Verfas- 
sungsänderung sein. 
Mit dieser Feststellung 
beschrieb Bundesinnenmini- 
ster Rudolf Seiters die einzige 
Möglichkeit, wirklich poli- 
tisch Verfolgten Asyl zu 
gewähren und dem Miß- 
brauch zu begegnen. 
Bei voraussichtlich 450.000 
Asylbewerbern in diesem Jahr 
erlaube es jedoch die geltende 
Rechts- und Verfassungslage 
nicht, aufwendige Prüfverfah- 
ren, Bleiberecht und Inan- 
spruchnahme von Sozialhilfe- 
leistungen nur auf die zu 
beschränken, deren Asyl- 
gründe auch anerkannt wer- 
den können. 

Neue Bewerber 
Obwohl innerhalb von 8 
Monaten mit einer großen 
Kraftanstrengung das Bun- 
desamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge 
140.000 Entscheidungen 
getroffen habe, sei der Stoß 
unerledigter Anträge dennoch 
gewachsen, weil im selben 
Zeitraum 274.000 neue Asyl- 
bewerber nach Deutschland 
gekommen sind. 
Es gehe somit nicht allein um 
die Beschleunigung der Ver- 

waltungsentscheidungen' 
dem auch um die Entlast 
der Gerichte. Seiters: So^ 
bricht uns das ganze Ven 
ren zusammen. 

Schnelle Verfahren 
Wer wolle eigentlich ern*1' 
hafte Einwände dagegen   . 
erheben, daß eine AsylgeW 

rung grundsätzlich ausge' 
schlossen sein muß, wem1 

aufgrund völkerrechtlich ^ 
Verträge ein anderer Staa , 
die Durchführung des Atfj 
Verfahrens zuständig <st . # 
dieser die Genfer Flucht'1 ^ 
konvention beachtet? -~  ?l) 
nur eine der Bedingung6 

nennen, unter denen de'' 
offensichtlich unbegrün" 
Asyl Suchende abgescho" 
werden soll. 
Aber das schnellste Ver* 
tungsverfahren ist letzt'1 

wirkungslos, wenn aucn 
offensichtlich aussichts'0 jj. 
Fällen die Aufenthalts»* 
gung durch Anrufung ü ^ 
Gerichte hinausgezögert 
den kann. Rudolf Seite'5, 
Hier liegt der Schlüssel *   j0 

Lösung des Problems- V   f 
offensichtlich aussieht«'   ^ 
Fällen aufenthaltsbeenö    „ 
Maßnahmen unabhäng1*^ 
der Entscheidung über e{i- 
hiergegen eingelegten 
behelf sofort vollzogen 
den, steht auch in dem 
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.y<JoifS . 
*n ^c/)it'ters; Lassen Sie sich nicht beirren! Deutschland wird auch künftig den politisch Verfolg 

Q z ur>d Zuflucht gewähren. 

^/p^urf.denichder 
Ni v_ bU-Bundestagsfrak- 
ßeide      

Chlagenhabe- 
Werbem Zustrom von Asylbe- 
Jrieren '

den wir heute regi- 
^aßn'

Werden halbherzige 
S.eiters ?

en n'cht greifen. 
Neru      ne kosmetische 
f e Pol"8 des Grundgesetzes! 
,ende E

8e wäre eine tiefgrei- 
Vns

rSchü"erungdesVer- 

%len JjD müsse appelliert 
tebCn jde" Weg jetzt freizu- 
Nen /•müsse vorgehalten 
ahreri ",. e haben uns seit 
N*rt J Instrumente ver- 
NspP'

ewir zur Lösung 
Sn      blems gebraucht 

Si?!/3*11" ist seit dem 
SCjderParteivorsitzen- 
JH l0i ^Bundeskanzler 
8eMnZoberl991vergan- 

esem Zeitraum sind 

400.000 neue Asylbewerber 
gekommen. 
Inzwischen diskutiert die 
SPD aber nicht mehr, wie 
man dieses Problem lösen 
kann, sondern nur noch die 
Frage, wie man einen inner- 
parteilichen Kompromiß 
schließen könne, um 
bestimmte Personen nicht zu 
beschädigen. 

Ein deutscher Sonderweg 
ist unmöglich 
Es ist völlig unverständlich, 
warum wir in einem zusam- 
menwachsenden Europa eine 
Harmonisierung auch des 
europäischen Asylrechts nicht 
herstellen sollten. Frankreich, 
Belgien und auch die Schweiz 
hat die Zahl der Asylbewer- 
ber im Vergleichszeitraum um 
55 Prozent gesenkt. Seiters: 

Warum sollen wir nicht das 
tun können, was andere euro- 
päischen Länder praktizieren. 
Ein deutscher Sonderweg 
beim Asylrecht in Deutsch- 
land werde sich nicht durch- 
halten lassen. Er würde uns 
von den anderen europäi- 
schen Staaten isolieren. Wer 
das Bekenntnis zu Europa 
ernst nehme, müsse bereit 
sein, nationale Regelungen 
aufzugeben, um den europäi- 
schen Weg voll mitgehen zu 
können. 
Rudolf Seiters: Lassen wir 
uns nicht beirren! Deutsch- 
land wird auch künftig den 
politisch Verfolgten Schutz 
und Zuflucht gewähren. Und 
es hat mit Inhumanität nichts 
zu tun, wenn wir sagen: Wir 
müssen jetzt endlich den mas- 
senhaften Mißbrauch des 
Asylrechts stoppen. • 
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Renate Hell wig: 

Friedenspolitik rentiert sich inun* 
Die Europa-Politikerin der 
Bundestagsfraktion, Renate 
Hellwig, sagte, die Deutschen 
haben ein vorrangiges Inter- 
esse, daß die Europäische 
Gemeinschaft erhalten bleibt. 
Wir in der Mitte des Konti- 
nents sind viel zu groß, als 
daß wir mit rein nationaler 
Außenpolitik und Bündnispo- 
litik Frieden bewahren könn- 
ten. Wir können es praktisch 
nur im europäischen Ver- 
bund. 
Wenn wir den Maastricht- 
Vertrag nicht verabschieden, 
müssen wir bedenken: Es 
kommen lauter neutrale Staa- 
ten, wie Schweden, Finnland, 
die Schweiz, Österreich. 
Diese werden uns erklären, 
daß ihre Tradition, neutral zu 
sein, jetzt plötzlich für 
Europa gelten solle. 

Offensive Außenpolitik 
Wir brauchen jetzt schon eine 
offensive europäische Außen- 
politik. Das bedeutet, daß die 
Streitenden nach Brüssel oder 
nach Straßburg in die euro- 
päische Zentrale zitiert wer- 
den. Hilfen werden ihnen 
dann nur unter der Bedin- 
gung des friedlichen Zusam- 
menlebens gewährt. Diese 
offensive europäische Außen- 
politik hätten wir in Jugosla- 
wien auch schon gebraucht. 
Dafür bietet Maastricht eher 
zuwenig als zuviel. 
Die Solidarität reicht gerade 
noch für die Nachbarge- 

Renate Hellwig: Die Konflikte 
wir die europäische Solidarität 

meinde. Für Baden-Württem- 
berg geht sie schon nicht 
mehr über die baden-würt- 
tembergischen Grenzen hin- 
aus. Das gilt für die Bayern 
und andere genauso. Unser 
Problem ist, daß wir uns 
schon mit der deutschen Soli- 
darität so schwertun und 
sagen: „Um Gottes willen! 
Jetzt geht es auch noch um 
die europäische." 
Wenn wir diese Solidarität 
nicht hinkriegen, wenn wir 
diesen kleinräumigen Wohl- 
standsegoismus nicht über- 
winden, gehen wir in den 
nächsten europäischen Welt- 
krieg hinein, so wahr ich hier 
stehe. Die Konflikte werden 
zunehmen. Bei Kriegen — 
das ist ja das Idiotische bei 
Völkern — ist nichts mehr zu 
teuer. Dann wird alles finan- 

werden wieder zunehmen, 
nicht hinkriegen. 

A 
ziert. In Kriegen wird aü| 
das bißchen, das man h*^, 
noch in Klumpen gesc" 
wie es uns die Jugoslav   -^ 
jetzt gerade vormachen-   • 
können sich unter ökc"1    $ 
sehen Gesichtspunkten    „n 
Krieg gar nicht leisten- 
sind wir überzeugt. AD   .^ 
wenn Völker erst einmal 
Kopf verrückt werden 

ehr 

e(i. 

die Solidarität nicht m^ 
funktioniert, sind sie &° ^ 
bereit, alles zu zerschlag ^ 
was sie haben. Desweg*^ 
europäische Friedensp   . 
für mich europäische E 

ame gung sowie gemeinsai 
Außen- und Sicherhe»SF f 
tik. Diese rentiert sich* bj||r 
noch, weil sie wesentl" 

olitiL ger ist als die Kriegsp0JJtff J 
die dann unweigerlich       t 

J 
zukommt. 
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SÄ: Auch 
Vernünftig 

die Kommission kann 
e Regelungen treffen 

,s 
Schafts: 
lPrin8 en wir mit der Wirt- 

üncj r~ Und Währungsunion 
tra8sw    Maastrichter Ver- 
bret. • erk von einem Sprung- 
Ode/" ein leeres Becken? 
kalkuiWagen wir einen wohl" 
^ün'f nen SPrung in eine 

träü    U' v°n der wir alle nur 
^j"60 können?" So fragte 
Thob

aiumsmitglied Christa 
die A 

n" ^nd s'e 8aD zugleich 
offCn

n,*ort:jchsageganz 
' uer Sprung ist richtig." 

^nte HÜ
006

" 
trug Argu" 

Pass .
e dafür vor: „Was würde 

% 
s>eren. 

en1) wenn wir es nicht 
schaft \:

lle> die sich mit Wirt- 
Sen- daft386" befassen'wis" nehma lmmer mehr Unter- 
K0n)c 

n sich internationaler 
Und da(^enZ SteUen mussen 

''sieru Wlr Von einer Globa- 
le! d 

g der Märkte sprechen 
eitle en: 

es selbstverständlich 
gigkej. Pichende Abhän- 
gt. D aUCh der Arbeitsplätze 
ünd wa,Slnd Kleinstaaterei 

Glicht ugsSrenzen 
deneü  hlnderlich. Durch 
tt>arktb0PaischenBinnen- nistratj 

auen wir einige admi- 
n0ch _.Ve Schranken ab, aber 
Utld Er* u alle die Schranken 
^s^nwernisse, die sich 
Nen 

hiedlichen Wah- 
da^iPiergeben- Deshalb ist 
sollt, J richtig:AmEnde 
rUn8 steh 8emeinsarae Wan- 
Jerj*en, weil wir sonst in 
Sei2 

nat'onalen Auseinan- 
SChaftüch8 mit anderen wirt" nen Zentren weltweit 

Christa Thoben: Am Ende soll- 
te die gemeinsame Währung 
stehen. 

— blieben wir bei dieser 
Kleinstaaterei im Währungs- 
gefüge — ins Hintertreffen 
geraten." 
Zum häufig kritisierten büro- 
kratischen Zentralismus sagte 
Christa Thoben: „Ich möchte, 
weil häufig abstruse Beispiele 
aus Europa vorgetragen wer- 
den, nur eines hinzufügen: Es 
gab eine Zeit, da hat man die 
europäische Harmonisierung 
total gewollt, und zwar in 
dem Sinne, daß alle Produkte, 
die auf einem Markt angebo- 
ten wurden, den Zugangsbe- 
dingungen zum Markt des 
jeweiligen Landes entspre- 
chen mußten, in dem sie ver- 

kauft werden. Das nennt man 
,Bestimmungslandprinzip'. 
Das hatte die wunderschöne 
Folge, daß man z. B. in 
Deutschland über Jahre ver- 
hindern konnte, einen 
bestimmten Aperitif verkau- 
fen zu dürfen, und zwar ein- 
fach deshalb, weil sich die 
Franzosen angewöhnt hatten, 
einen Aperitif mit einer, wie 
ich es in Erinnerung habe, 
geringeren Alkoholmenge für 
bekömmlich zu halten, als 
dies gemeinhin in Deutsch- 
land üblich ist. 
Das ,Cassis-de-Dijon-UrteiP 
mußte beim Europäischen 
Gerichtshof erstritten werden. 
Es besagt, daß es auch Deut- 
schen zumutbar ist, einen 
Aperitif in Deutschland und 
nicht nur in Frankreich zu 
genießen, der weniger Alko- 
hol hat als das, was wir hier 
gemeinhin anbieten. 
Von diesem Prinzip ist man 
zum Glück, weil die Kommis- 
sion wahrscheinlich unterge- 
gangen wäre, wenn sie das bei 
allen Produkten versucht 
hätte, abgegangen und hat 
das Ursprungslandprinzip 
entdeckt. Dieses bedeutet, 
daß wir die gegenseitige 
Anerkennung der Bedingung 
vereinbart haben: Produkte, 
von denen weder der Fran- 
zose noch der Italiener krank 
wird, sind Deutschen nicht 
nur im Urlaub, sondern auch 
zu Hause zumutbar." • 
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Volker Rühe: 

Mehr Verantwortung in 
der Sicherheitspolitik 
„Deutsche Interessen in der 
Welt können nur im Verbund 
zwischen Europa und Ame- 
rika durchgesetzt werden", 
sagte Verteidigungsminister 
Volker Rühe zur Einführung 
des Themenkomplexes 
„Deutschlands Verantwor- 
tung in der Welt". Insbeson- 
dere aber sind diese Interes- 
sen in der Gemeinschaft mit 
europäischen Partnern zu ver- 
wirklichen. Volker Rühe: 
„Nur gemeinsam verfügen wir 
über die notwendige Durch- 
setzungsfähigkeit und das 
politische Gewicht, das wir ja 
wirtschaftlich bereits in die 
Waagschale werfen können." 

Der Weg zur Politischen 
Union sei deshalb richtig. 
Europa müsse seine Kräfte 
zusammenfassen, politisch, 
ökonomisch und strategisch, 
also auch in der Außen- und 
Sicherheitspolitik. Nur so 
könne Europa im Mächte- 
dreieck Nordamerika/Japan/ 
Europa bestehen und die 
neuen Herausforderungen 
nach dem Ende des Ost-West- 
Konfliktes bewältigen. 

Volker Rühe führte weiter 
aus: „Ohne Stabilität im 
Osten unseres Kontinents 
wird es keine Stabilität für 
ganz Europa geben und ins- 
besondere keine Stabilität für 
Deutschland. Deutschland ist 
im Augenblick in der Situa- 

Volker Rühe: Ohne Stabilität 
im Osten keine Stabilität für 
ganz Europa. 

tion, daß wir eine Art Riegel, 
eine Art Cordon gegenüber 
den Problemen Osteuropas 
und Mitteleuropas sind. 
Wir schotten viele andere 
Länder der Europäischen 
Gemeinschaft im Westen 
Europas von den Problemen 
ab, ob es die Asylprobleme 
oder andere Probleme sind. 
Es kann nicht das deutsche 
Interesse sein, daß wir auf 
Dauer in dieser Position blei- 
ben, und deswegen müssen 
wir uns vorrangig dafür ein- 
setzen, den Wohlstandsgra- 
ben zwischen Westeuropa 
und Osteuropa zu beseitigen. 
Mir scheint, die Diskussion 
über die Vertiefung und 
Erweiterung der Europäi- 
schen Gemeinschaft ist bisher 
zu vordergründig geführt wor- 
den. Ich muß auch ehrlich 
sagen, daß ich mit der Formel 
„sowohl — als auch" auf die 
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Dauer nicht mehr sehr viel 
anfangen kann. Es müssen 
Prioritäten gesetzt werden, 
müssen Entscheidungen 
getroffen werden. 
Es gibt noch genug Proble"1 

im Süden Europas. Aber' 
Vergleich zum Osten ist de 
Süden auch der Westen, *J 
lieh wie wir in Deutschte11 

die Situation haben, daß # 
im Westen auch ärmere Bu 
desländer gibt, es ihnen aj> 
im Vergleich zu den Bund«5 

ländern im Osten allen güt 

geht. 
Es kann nicht in erster L,n 

eine deutsche Aufgabe se> • 

\c\ diese Form der europä'sC 

Spaltung zu überwinden- 
bin fest davon überzeug1-  •„. 
wir mehr Mittel als bisher 
setzen müssen, aber nien , 
eine noch stärkere Kohäs« 
im Westen zu schaffen, n>   „ 
um den Zwölferclub weit« 
perfektionieren und dam    ä 
den Abstand gegen Osten 
zu vergrößern. 

Spaltung beseitigen 
Vielmehr müssen wir ger ^ 
im deutschen Interesse m   .. 
Mittel einsetzen, um die V 
tung zwischen Westeurof 
und Osteuropa zu beseit'^, 
Für Deutschland gibt es J 
eine völlig neue Situation^ 
unter den veränderten 
hältnissen in Europa- Je    „( 
müssen wir umgekehrt      -s 
vorbereitet sein, das °u 

und uns selber auch au 
halb Deutschlands, aber ^ 
innerhalb des Bündnis*«^ 
verteidigen. Das ist die e ^ 
scheidende Aufgabe, d»c  ^ 
in den nächsten Jahren      ( 
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^Süssmuth: 

Kommunisten noch nicht besiegt 
W.""1 warnte die CDU 
Sache'

b*ttäuschungin 
neü"

turopa: Zwar sei die 
mit erh

eit angebrochen, aber 
bf*ut.     Hchen Risiken in 
^nv*üfRückfclle in altes 

litaü rgebnisse der Wahlen in 
iiuth H   aben» so Rita Süss- 
Kom'aeutlich gemacht: Die 

"nunist XQ seh 

lle»ünd 

onbes 
ten sind mitnich- 

iegt. 

Vin      n mitten in der 

%n . andersetzung mit den 
neuen Kräften." 

Rita Süssmuth: „Weil das so 
ist, ist ein Rückfall in altes 
Denken nicht ausgeschlossen 
und sind regionale Kriege 
nicht ausgeschlossen. Dazu 
gehört auch der Rückfall in 
Nationalismus. Deshalb muß 
aus dem, was wir in Deutsch- 
land an Sicherheit durch 
Westeuropa gehabt haben, 
Sicherheit für ganz Europa 
werden. Das ist nicht ein Ziel 
für die ferne Zukunft, son- 
dern es steht unmittelbar auf 
der Tagesordnung." 
Während der langen Zeit des 

kalten Krieges und der Bedro- 
hung haben nach Ansicht von 
Frau Süssmuth das Zusam- 
menrücken in Westeuropa 
und die Verbindung in der 
nordatlantischen Gemein- 
schaft Sicherheit gegeben. 
Nun gehe es darum, die Men- 
schenrechte, den Frieden und 
die Freiheit auf ganz Europa 
und die Welt zu übertragen. 
Schließlich sei das die Grund- 
lage gewesen, die langfristig 
die Einheit Deutschlands und 
damit die Einheit Europas 
ermöglicht habe. • 

IV   SüSs 
eitiu (jhath: ^s 9eht darum< die Menschenrechte, Frieden und Freiheit auf ganz Europa und die 

uertragen. 
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Großes Interesse bei den 
Delegierten des 3. Parteitages 
in Düsseldorf fand der 
ÖA-Stand der Bundes- 
geschäftsstelle. Ganz 
besonders gefragt waren die 
Europa-Werbemittel. 

Die wichtigsten Beschlüsse 

iaf>d: 

• Wir gewinnen mit Europa. 
Beschlüsse zur Europapolitik. 

Bestell-Nr. 5559. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare. 
Preis je Mindestabnahme: 14,— DM. 

• Gemeinsam handeln für Deutsch 
Vorfahrt für den Aufbau Ost. ..^ 
Mit der Einführungsrede von Wolfgang Seh* 

Bestell-Nr. 5560. 
Mindestabnahme: 50 Exemplare. 
Preis Je Mindestabnahme: 14,— DM. 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum, Postfach 1328 
4804 Versmold, Fax (05423) 41521 
Preise zuzüglich MwSt. inklusive Versand      ^y 

Herausgeber: CDU-Bundesgeschäftsstelle • HA Öffentlichkeitsarbeit • Konrad-Adenauer 

5300 Bonn l • Herstellung: PS Vereinigte Verlagsanstalten GmbH Düsseldorf 
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